
Rechtsmittel der Energy Technologies ET SA gegen den
Beschluss des Gerichts erster Instanz der Europäischen
Gemeinschaften (Vierte Kammer) vom 28. Februar 2005 in
der Rechtssache T-445/04, Energy Technologies ET SA
gegen Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken,
Muster und Modelle) (HABM), eingelegt am 4. Mai 2005,
andere Beteiligte am Verfahren vor der Beschwerde-
kammer des Harmonisierungsamtes für den Binnenmarkt

(Marken, Muster und Modelle): Aparellaje eléctrico SL

(Rechtssache C-197/05 P)

(2005/C 243/03)

(Verfahrenssprache: Englisch)

Die Energy Technologies ET SA, Fribourg (Schweiz), hat am 4.
Mai 2005 beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften
Rechtsmittel gegen den Beschluss des Gerichts erster Instanz
der Europäischen Gemeinschaften (Vierte Kammer) vom 28.
Februar 2005 in der Rechtssache T-445/04 (1), Energy Techno-
logies ET SA gegen Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt
(Marken, Muster und Modelle) (HABM), andere Beteiligte am
Verfahren vor der Beschwerdekammer des Harmonisierungsam-
tes für den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle): Aparel-
laje eléctrico SL, eingelegt. Prozessbevollmächtigte der Rechts-
mittelführerin ist A. Bomann.

Die Rechtsmittelführerin beantragt,

1. die angefochtene Entscheidung aufzuheben und die Sache
zur Entscheidung über die markenrechtliche Begründetheit
der Klage an das Gericht zurückzuverweisen;

2. ihr eine weitere Frist von weiteren sechs Monaten einzuräu-
men, um ihr die Beurteilung zu ermöglichen, ob ihr Rechts-
mittel weiter zu substantiieren und ob möglicherweise ein
Gutachten vorzulegen ist.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

Das Gericht hat die Klage mit der Begründung zurückgewiesen,
dass die Energy Technologies ET SA nicht durch einen Anwalt
im Sinne von Artikel 19 der Satzung des Gerichtshofes vertre-
ten gewesen sei.

Die Rechtsmittelführerin macht geltend, dass das Gericht damit
Artikel 19 der Satzung des Gerichtshofes fehlerhaft ausgelegt
und zu Unrecht festgestellt habe, dass die Rechtsmittelführerin
nicht durch einen Anwalt im Sinne dieser Bestimmung vertre-
ten gewesen sei.

(1) Abl. C 182, 23.07.2005, S. 36

Rechtsmittel des Osman Ocalan als Bevollmächtigter der
Kurdischen Arbeiterpartei (PKK) und des Serif Vanly als
Bevollmächtigter des Kurdischen Nationalkongresses
(KNK) gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz der
Europäischen Gemeinschaften (Zweite Kammer) vom 15.
Februar 2005 in der Rechtssache T-229/02, Kurdische
Arbeiterpartei (PKK) und Kurdischer Nationalkongress
(KNK) gegen Rat der Europäischen Union, eingelegt am

18. Mai 2005

(Rechtssache C-229/05 P)

(2005/C 243/04)

(Verfahrenssprache: Englisch)

Osman Ocalan als Bevollmächtigter der Kurdischen Arbeiter-
partei (PKK) und Serif Vanly als Bevollmächtigter des Kurdi-
schen Nationalkongresses (KNK) mit Sitz in Brüssel (Belgien)
haben am 18. Mai 2005 ein Rechtsmittel gegen das Urteil des
Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften
(Zweite Kammer) vom 15. Februar 2005 in der Rechtssache T-
229/02 (1), Kurdische Arbeiterpartei (PKK) und Kurdischer
Nationalkongress (KNK) gegen Rat der Europäischen Union,
unterstützt durch das Vereinigte Königreich Großbritannien
und Nordirland und die Kommission der Europäischen Gemein-
schaften, beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften
eingelegt. Prozessbevollmächtigte der Rechtsmittelführer sind
M. Muller und E. Grieves, Barristers, beauftragt von J. G. Pierce,
Solicitor.

Die Rechtsmittelführer beantragen,

1. die Klage des Osman Ocalan als Bevollmächtigter der Orga-
nisation, die früher unter dem Namen PKK bekannt war, für
zulässig zu erklären;

2. die Klage des Serif Vanly als Bevollmächtigter der Organisa-
tion, die unter dem Namen KNK bekannt ist, für zulässig zu
erklären;

3. über die Kosten des Verfahrens über die Zulässigkeit zu ent-
scheiden.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

Der erste Rechtsmittelführer geht aus folgenden Gründen gegen
die Entscheidung vor:

Die Entscheidung sei fehlerhaft, weil das Gericht erster Instanz
bereits anerkannt habe, dass der erste Rechtsmittelführer exis-
tiere und die Fähigkeit besitze, Klage zu erheben, gesetzliche
Vertreter zu bestimmen und auf Schriftsätze zu antworten.
Nach den Unterlagen sei die Vollmacht des ersten Rechtsmittel-
führers offensichtlich mit Artikel 44 der Verfahrensordnung des
Gerichts erster Instanz, der solche Befugnisse regle, vereinbar.
Die genannte Vollmacht sei weder vom Beklagten noch vom
Gericht in Frage gestellt worden, als dieses die Klage dem
Beklagten nach den allgemeinen Vorschriften über den Zugang
einer gültigen Vollmacht zugestellt habe.
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Der Einwand des Beklagten hinsichtlich der Parteifähigkeit
wegen der angeblichen Auflösung der PKK widerspreche Artikel
91 § 1 (früher Artikel 114) der Verfahrensordnung, da er die
Begründetheit der Klage betreffe. Kurz gesagt, der Einwand des
Beklagten hätte nicht im Rahmen der Zulässigkeit berücksich-
tigt oder behandelt werden dürfen.

Ebenso sei die Entscheidung des Gerichts über die Parteifähig-
keit, die sich aus einer vorläufigen Auslegung des Vorbringens
des ersten Rechtsmittelführers zur Auflösung ergeben habe,
eine nicht ordnungsgemäße De-facto-Entscheidung über eine
materielle Streitfrage, die in diesem Verfahrensstadium nicht
hätte getroffen werden dürfen. Diese Entscheidung widerspre-
che der Verfügung des Gerichts, dass die Frage, „ob die PKK tat-
sächlich existier[e]“, zur Begründetheit gehöre und nicht im
Rahmen der Zulässigkeit zu prüfen sei.

Die vom Gericht vorgenommene Auslegung des Vorbringens
des ersten Rechtsmittelführers zur Auflösung sei auf jeden Fall
gänzlich unangebracht. Aus dem Vorbringen des Herrn Ocalan
lasse sich bei näherer Betrachtung nicht entnehmen, dass sich
die PKK für alle Zwecke einschließlich des Zwecks aufgelöst
habe, das Verbot anzufechten.

Selbst wenn das Gericht das Vorbringen des ersten Rechtsmit-
telführers zu Recht so ausgelegt hätte, als sei es abschließend
auf eine uneingeschränkte Behauptung der Auflösung gestützt,
habe die Frage von Auffangrechten, einschließlich des Rechts
auf ein effektives Mittel, um das Verbot anzufechten, als mate-
rielle Rechtsfrage fortbestanden, die in einem späteren Stadium
hätte erörtert werden müssen.

Die Zulässigkeitskriterien des Gerichts, einschließlich der „Par-
teifähigkeit“ und der Prüfung der „individuellen und unmittelba-
ren Betroffenheit“, seien in Fällen viel zu restriktiv, die die Aus-
übung von Grundfreiheiten zum Gegenstand hätten. Insbeson-
dere verstießen die vom Gericht angewandten engen und res-
triktiven Kriterien gegen die Artikel 6, 13 und 34 der Europä-
ischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten und die einschlägige Rechtsprechung zur Kla-
gebefugnis.

Unabhängig von dem anzuwendenden Maßstab, sei es außer-
dem unzumutbar belastend, unverhältnismäßig und gegen die
Regeln der Billigkeit, wenn ein Gericht einen Kläger, der einen
Verstoß gegen Grundrechte geltend mache, allein auf der
Grundlage einer vorläufigen Auslegung seines Vorbringens voll-
ständig ausschließe.

Der zweite Rechtsmittelführer trägt vor:

Das Gericht erster Instanz habe die Zulässigkeitskriterien falsch
angewandt und sich in der Annahme geirrt, dass die PKK nicht
mehr existiere, und sei dabei von einer materiell-rechtlichen
Frage ausgegangen, um die Klage an der Unzulässigkeit schei-
tern zu lassen.

(1) ABl. C 143 vom 11.6.2005, S. 34.

Ersuchen um Vorabentscheidung der Rechtbank Rotter-
dam vom 8. Juni 2005 in der Strafsache gegen Omni Metal

Service

(Rechtssache C-259/05)

(2005/C 243/05)

(Verfahrenssprache: Niederländisch)

Die Rechtbank Rotterdam (Niederlande) ersucht den Gerichts-
hof der Europäischen Gemeinschaften durch Zwischenurteil
vom 8. Juni 2005, bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegan-
gen am 20. Juni 2005, in der Strafsache gegen Omni Metal Ser-
vice um Vorabentscheidung über folgende Fragen:

1. Können Kabelabfälle wie die vorliegenden (teilweise mit
einem Durchmesser von 15 cm) als „Abfälle aus elektro-
nischen Geräten und Bauteilen (z. B. Draht usw.)“, wie sie
unter Code GC 020 der Grünen Liste (1) genannt sind, ange-
sehen werden?

2. Wenn Frage 1 vom Gerichtshof verneint wird, kann oder
muss dann eine Kombination von Abfällen der Grünen
Liste, die als solche nicht in dieser Liste genannt wird, als
ein Abfall der Grünen Liste angesehen werden, und kann die
Beförderung zur Verwertung dieser Kombination von Abfäl-
len stattfinden, ohne dass das Notifizierungsverfahren anzu-
wenden ist?

3. Ist es in diesem Zusammenhang erforderlich, dass diese
Abfälle getrennt angeboten oder befördert werden?

(1) Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates vom 1. Fe-
bruar 1993 zur Überwachung und Kontrolle der Verbringung von
Abfällen in der, in die und aus der Europäischen Gemeinschaft (ABl.
L 30, S. 1).
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